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Schreiben des Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfrei-
heit vom 4. Februar 2021, Az.: 0557.6 /2: 
 
Anbei übersende ich Ihnen meinen 36. Tätigkeitsbericht für den Datenschutz. 
 
 
 

Dr. Brink 

Mitteilung 

des Landesbeauftragten für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit

36. Datenschutz-Tätigkeitsbericht des Landesbeauftragten 

für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Baden-

Württemberg für das Jahr 2020

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet 
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.
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LfDI BW I 36. Tätigkeitsbericht I 2020

der AOK Baden-Württemberg und wertete anschlie-
ßend circa 12.000 beschlagnahmte Gewinnspielkar-
ten und weitere Beweismittel aus. Dank des offenen
Umgangs mit den eigenen Versäumnissen seitens
der AOK und der sehr guten Zusammenarbeit mit
unserer Behörde konnte es gelingen, die technischen
und organisatorischen Maßnahmen im Vertriebsbe-
reich der AOK in relativ kurzer Zeit auf ein gutes und
datenschutzkonformes Niveau anzuheben.

Das Verfahren zeigt dabei nicht nur, dass Datensi-
cherheit eine Daueraufgabe ist, welche die regelmäßi-
ge Überprüfung und Anpassung der technischen und
organisatorischen Maßnahmen abhängig von der
Entwicklung der tatsächlichen Verhältnisse erfordert.
Vielmehr dokumentiert das Verfahren auch, dass öf-
fentliche Stellen den gleichen Anforderungen an eine
rechtskonforme Verarbeitung von personenbezoge-
nen Daten wie private Verantwortliche unterliegen
und dass bei Datenschutzverstößen durch öffentli-
che Stellen, soweit die entsprechenden Vorausset-
zungen hierfür vorliegen, auch eine Sanktionierung
durch Bußgelder in Betracht kommen kann.

Herausforderung Videoüberwachung

Wegen rechtswidriger Verarbeitung personenbezo-
gener Daten durch Videoüberwachung des öffent-
lichen Raumes hat die Bußgeldstelle seit Erstellung
des letzten Tätigkeitsberichts mehrere Bußgelder
verhängt. So haben wir unter anderem im November
2019 wegen der umfangreichen Videoüberwachung
eines Restaurants mit 350 Sitzplätzen und insgesamt
24 Videokameras ein Bußgeld in Höhe von 5.000
Euro festgesetzt. Hierbei handelte es sich zwar um
einen schwerwiegenden Fall einer rechtswidrigen Vi-
deoüberwachung, jedoch nicht um einen Einzelfall.
So gingen im Berichtszeitraum bei der Bußgeldstel-
le eine Vielzahl von Anzeigen wegen der Videoüber-
wachung des öffentlichen, aber auch des privaten
Raums ein.

Die mit Bußgeldern belegten Verstöße reichten von
der Videoüberwachung des Gehwegsmit einer Video-
kamera bis zur Totalüberwachung des Restaurants
mit 24 Kameras, von der Aufzeichnung von Verkehr-
steilnehmern durch eine Dash-Cam bis zum Eingriff
in die Intimsphäre durch Überwachung von Umklei-
den. Die verhängten Bußgelder lagen dabei, abhängig
von den zu berücksichtigenden Kriterien des Art. 83
Abs. 2 DS-GVO wie beispielsweise der Schwere des
Verstoßes und den wirtschaftlichen Verhältnissen
der verantwortlichen Stelle, zwischen 250 Euro und
mehreren tausend Euro pro Verstoß.

Zwar kann die Verar-
beitung personenbe-
zogener Daten durch
den Einsatz von Video-
kameras im öffentlichen
Raum durchaus zulässig
sein, wenn die Verarbei-
tung zur Wahrung der be-
rechtigten Interessen der
Verantwortlichen erforder-
lich ist und nicht die Grund-
rechte und Grundfreiheiten
der betroffenen Personen
überwiegen (Art. 5 Abs. 1

Buchst. a DS-GVO i.V.m. Art. 6 Abs. 1 Buchsta-
be f DS-GVO). Im Fall der geahndeten Videoüberwa-
chung eines Restaurants vom November 2019 war
die Videoüberwachung jedoch nicht zur Wahrung der
vom Verantwortlichen verfolgten Interessen erforder-
lich. Dieser begründete die Videoüberwachung unter
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